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Die Senatorin für Kinder und Bildung    Bremen, 04.01.2018          Dr. H. Buhse            Tel.: 361-15871   V o r l a g e   Nr. L 114/19 für die Sitzung der staatlichen Deputation für Kinder und Bildung am 17.01.2018  Weiterentwicklung des Vorbereitungsdienst-Zulassungsgesetzes  vom 21. Februar 1977 (Brem.GBl. S. 111 – 2040-i-2), zuletzt geändert durch Geschäfts-verteilung des Senats vom 02.08.2016 (Brem.GBl. S. 434)   A. Problem Gemäß Bremisches Ausbildungsgesetz für Lehrämter in der aktuellen Fassung ist die Duale Promotion eine neue Möglichkeit, den Vorbereitungsdienst mit einer lehramtsspezifischen Promotion zu verzahnen. Im Rahmen der Qualitätsoffensive Lehrerbildung der Universität Bremen ist die Duale Promotion ein Teilprojekt und wird derzeit erprobt.  Der Zugang zum Vorbereitungsdienst soll über die Weiterentwicklung des Vorbereitungs-dienst-Zulassungsgesetzes für die Zukunft sichergestellt werden.   B. Lösung Mit den Anlagen 1-3 wird der Entwurf der Weiterentwicklung des Vorbereitungsdienst-Zulassungsgesetzes vorgelegt.  Neu ist, dass ein Kontingent eingerichtet werden soll, damit sowohl Promovenden für die Duale Promotion als auch Bewerberinnen und Bewerber mit einer – unabhängig von der Dualen Promotion an der Universität Bremen - schon in Arbeit befindlichen oder schon ab-geschlossenen lehramtsspezifischen Promotion den Zugang zum Vorbereitungsdienst in Bremen sicher ermöglicht wird.  Die Weiterentwicklung der Zusammensetzung der Lehrkräfte an Schulen soll dahingehend unterstützt werden, dass mehr regulär ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer an Schulen mit einer Lehramtsqualifikation und zusätzlich einer lehramtsbezogenen Promotion in den Bre-mer Schuldienst kommen. Aufgrund des Fachkräftemangels in bestimmten Fächern sind in den vergangenen Jahren Regelungen für den Seiteneinstieg in die Lehramtsqualifikation getroffen worden, die zudem erweitert werden sollen. Für diese Bedarfsfächer können diese 
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Seiteneinsteiger/innen bevorzugt in den Vorbereitungsdienst aufgenommen werden. Etliche von ihnen bringen bereits eine Promotion in ihrem jeweiligen primären Fach mit.  Ausgehend von der universitären Initiative der Dualen Promotion, die bundesweit einmalig ist und von der Senatorin für Kinder und Bildung unterstützt wird, ist die Zielsetzung entwickelt worden, generell ein Kontingent im Vorbereitungsdienst für Lehramtsstudiums-Absolventinnen und –Absolventen mit einer lehramtsbezogenen Promotion einzurichten. Hierüber soll die lehramtsbezogene Expertise an Bremer Schulen im Gegenzug zu der Er-weiterung der Seiteneinstiegsmöglichkeiten in den Schuldienst verstärkt werden. Eine spezi-fisch lehramtsbezogene Promotion ist eine Promotion in einer Fachdidaktik oder in den Bil-dungswissenschaften. Es ist zu erwarten, dass diese Maßnahme zur Attraktivitätssteigerung des Vorbereitungs-dienstes in Bremen und zur Ausgewogenheit des Personalmix‘ an Schulen beiträgt und dadurch die Unterrichtspraxis und das Schulleben bereichern wird. Damit möglichst zum Einstellungstermin am 1. August 2018 diese beabsichtigte Gesetzes-änderung wirksam werden kann, soll es aufgrund der erforderlichen zweimaligen Deputati-onsbefassung, dem Beteiligungsverfahren und der Senats- und Bürgerschaftsbefassungen erstmalig in der Januar-Deputation 2018 beraten werden.   C. Alternativen Werden nicht vorgeschlagen.  D. Finanzielle Auswirkungen / Gender-Relevanz Mit dem Gesetzentwurf sind keine unmittelbaren finanziellen Auswirkungen verbunden. Grundsätzlich betreffen die geplanten Veränderungen Männer und Frauen gleichermaßen.   E. Beteiligung und Abstimmung Der Entwurf der Änderung des Vorbereitungsdienst-Zulassungsgesetzes ist mit der Senato-rin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz abgestimmt. Nach Befassung in der Deputation für Kinder und Bildung und entsprechender Beschluss-fassung durch den Senat wird das Beteiligungsverfahren eingeleitet. Die endgültige Beratung durch die Deputation für Kinder und Bildung ist voraussichtlich im April 2018 vorgesehen. Anschließend erfolgt die zweite Befassung durch den Senat und die erste und zweite Lesung durch die Bürgerschaft. 
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 F. Beschluss Die Deputation für Kinder und Bildung nimmt den Entwurf der Weiterentwicklung des Vorbe-reitungsdienst-Zulassungsgesetzes in der anliegenden Fassung zur Kenntnis und stimmt dem weiteren Verfahren zu.    In Vertretung  gez. Frank Pietrzok  (Staatsrat)  
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GESETZ ZUR REGELUNG DER ZULASSUNGSBESCHRÄNKUNG ZUM VORBEREITUNGSDIENST IM LANDE BREMEN (VORBEREITUNGSDIENST-ZULASSUNGSGESETZ)  Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz: Allgemeiner Teil § 1 Bewerbern, die die Voraussetzung für die Aufnahme in einen Vorbereitungsdienst erfüllen, in dem nicht ausschließlich für den öffentlichen Dienst ausgebildet wird, kann die Zulassung zum Vorbereitungsdienst versagt werden, wenn 1.  die personellen und sachlichen Kapazitäten der Ausbildungsstätten unter Berücksichtigung der fachspezifischen Besonderheiten nicht ausreichen, um eine sachgerechte Durchführung des Vorbereitungsdienstes für alle Bewerber zu gewährleisten oder 2. die im Haushaltsplan ausgewiesenen Mittel für die Zulassung aller Bewerber nicht ausreichen. Bei der Ausweisung der für die Durchführung des Vorbereitungsdienstes erforderlichen Haushaltsmittel sind der verfassungsrechtlich geschützte Ausbildungsanspruch der Bewerber und die Erfüllung anderer wichtiger Gemeinschaftsbelange gegeneinander abzuwägen. § 2 (1) Übersteigt die Zahl der Bewerber die Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze, so sind zu vergeben 1. bis zu 15 vom Hundert der Ausbildungsplätze an Bewerber, für die die Versagung der Zulassung eine besondere Härte bedeuten würden, 2. bis zu 45 vom Hundert der Ausbildungsplätze an Bewerber nach dem Ergebnis der Ersten Staatsprüfung oder der ersten Prüfung (§ 5 Abs. 1 Deutsches 
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Richtergesetz), die sich bereits erfolglos um die Zulassung zum Vorbereitungsdienst im Lande Bremen beworben haben, 3. die restlichen Ausbildungsplätze nach dem Ergebnis der Ersten Staatsprüfung oder der ersten Prüfung (§ 5 Abs. 1 Deutsches Richtergesetz) der Bewerber. Bewerber, die sich länger als zwei Jahre erfolglos um die Zulassung zum Vorbereitungsdienst im Lande Bremen beworben haben, sind vor der Vergabe der Ausbildungsplätze nach Nr. 2 und 3 zu berücksichtigen. (2) Eine besondere Härte ist dann gegeben, wenn der Bewerber durch gesundheitliche, familiäre oder soziale Umstände anderen Bewerbern gegenüber so erheblich benachteiligt ist, daß ihn die Versagung der Zulassung zum Vorbereitungsdienst unzumutbar belasten würde. Eine derartige Härte liegt insbesondere vor: 1. bei schwerbehinderten Bewerbern im Sinne von § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, 2. bei Bewerbern, die aufgrund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt leisten gegenüber einem minderjährigen Kind oder einer nicht erwerbsfähigen Person, wenn ohne ein Einkommen des Bewerbers deren Unterhalt nicht gewährleistet ist. (3) Übersteigt die Zahl der zu berücksichtigenden Bewerber den in Absatz 1 Nr. 1 genannten Umfang, so wird die Reihenfolge der Bewerber nach dem Grad der Härte festgestellt. In den übrigen Fällen entscheidet bei gleichem Rang das Los. (4) Bewerbern nach Absatz 1 Nr. 2 wird für jeden Fall der erfolglosen Bewerbung je Einstellungstermin um Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ein Bonus von bis zu eineinhalb Notenstufen gewährt, um den das Ergebnis der Ersten Staatsprüfung verbessert wird. Bei Bewerbern, die eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 oder 2 des Grundgesetzes erfüllt haben, mindestens zwei Jahre als Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch  das Einführungsgesetz zur Abgabenordnung (EGAO 1977) vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341) tätig waren oder das freiwillige soziale Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640), zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3155), geleistet haben, gilt die Dienstzeit als Wartezeit, wenn sie nicht bereits bei der Zulassung zum Studium berücksichtigt worden ist. 
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(5) Für eine Ausbildung in Fächern oder Fachgebieten für bestimmte Lehrämter, sonderpädagogischen Fachrichtungen für das Lehramt für Sonderpädagogik und beruflichen Fachrichtungen für das Lehramt an beruflichen Schulen, bei denen nach Feststellung durch das Fachressort ein dringender Bedarf an ausgebildeten Lehrkräften besteht, können bis zu zwanzig vom Hundert der Ausbildungsplätze gesondert vergeben werden. Innerhalb der Quote für den dringenden Bedarf erfolgt die Auswahl für die Vergabe der verbleibenden Ausbildungsplätze nach den Absätzen 1 bis 4. (6) Für eine Ausbildung im Vorbereitungsdienst für Lehrämter im Rahmen der Dualen Promotion können pro Kalenderjahr bis zu zwei vom Hundert der Ausbildungsplätze gesondert vergeben werden. Auf diese Ausbildungsplätze werden auch Bewerberinnen und Bewerber angerechnet, die die Voraussetzung für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst erfüllen und eine Promotion in der Fachdidaktik oder in den Bildungswissenschaften nachweislich anstreben oder abgeschlossen haben. Als Nachweis gilt die promotionsbezogene Betreuungszusage durch eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer oder die Promotionsurkunde. Innerhalb der Quote für die Promotion erfolgt die Auswahl für die Vergabe der verbleibenden Ausbildungsplätze nach den Absätzen 1 bis 4.   Besonderer Teil 1. Kapitel Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öffentlichen Schulen im Lande Bremen § 3 Bei der Ermittlung der für Bewerber um Aufnahme in den Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öffentlichen Schulen nach dem Bremischen Lehrerausbildungsgesetz vom 16. Mai 2006 (Brem.GBl. S. 259) zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze werden neben den im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen und Mitteln zugrunde gelegt 1. Der Raum- und Personalstand am Landesinstitut für Schule; die Teilnehmerzahl der Fachgruppen mit bildungswissenschaftlicher und fachdidaktischer Aufgabenstellung (§ 3 Abs. 3 des Bremischen Lehrerausbildungsgesetzes) beim Landesinstitut für Schule ist nach pädagogischen Grundsätzen festzulegen; in jedem Fall ist die Arbeitsfähigkeit der Fachgruppen im Sinne der 
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Aufgabenstellung des Vorbereitungsdienstes (§ 6 Abs. 3 des Bremischen Lehrerausbildungsgesetzes) sicherzustellen, so daß eine sachgerechte Ausbildung gewährleistet werden kann; dabei ist auch die Möglichkeit, vorübergehend Ausbildungsbeauftragte einzusetzen, im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmittel auszuschöpfen; 2. die Gegebenheiten der einzelnen Schulen; dabei ist einerseits die eigenverantwortliche Planung und Durchführung selbständiger Unterrichtstätigkeit an Schulen in den gewählten Unterrichtsfächern durch den Referendar zu gewährleisten; andererseits darf nicht mehr als fünfzehn vom Hundert des an einer Schule im jeweiligen Fach insgesamt zu erteilenden Unterrichts von nicht vollausgebildeten Lehrkräften erteilt werden; bei diesem Anteil sind die Ausbildungsplätze zu berücksichtigen, die gemäß § 5 Abs. 1 des Bremischen Lehrerausbildungsgesetzes den Studierenden für die Durchführung ihrer Praktika zur Verfügung gestellt werden müssen. § 4 (1) Bei der Berechnung der Kapazitäten am Landesinstitut für Schule gemäß § 3 Nr. 1 ist der für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an öffentlichen Schulen erforderliche Umfang der Ausbildung zugrunde zu legen. Dabei ist sicherzustellen, daß jeder Referendar unabhängig von seiner Fächerkombination eine gleichwertige Ausbildung erhält. (2) Im Rahmen der personellen Gegebenheiten ist die Zahl der am Landesinstitut für Schule tätigen Ausbilder und die Art ihres Ausbildungsauftrages zugrunde zu legen. § 5 Die Daten zur Berechnung der Kapazitäten der einzelnen Schulen gemäß § 3 Nr. 2 haben die Schulen auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. § 6 (1) Aufgrund der Kapazitäten am Landesinstitut für Schule und an den Schulen wird unter Beachtung der im Haushaltsplan ausgewiesenen Mittel zu jedem Einstellungstermin die Zahl der in den einzelnen Unterrichtsfächern zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze festgestellt, wenn zu erwarten ist, daß die Zahl der Bewerber die Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze übersteigen wird. 
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(2) Diese Feststellung der vorhandenen Ausbildungsplätze hat jeweils drei Monate vor dem in Frage kommenden Einstellungstermin vorzuliegen. § 7 Sofern die Senatorin für Kinder und Bildung gemäß § 9 des Bremischen Lehrerausbildungsgesetzes einen Hochschulabschluß als gleichwertig anerkennt, bestimmt er gleichzeitig auch die Bewertung dieses Hochschulabschlusses des Bewerbers im Vergleich zu dem bremischen Bewerber aufgrund der im Abschlußzeugnis niedergelegten Bewertungen. § 8 (1) Es können nur die Bewerber in den Vorbereitungsdienst aufgenommen werden, für die in allen Unterrichtsfächern freie Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen. (2) Von § 2 Abs. 1 kann in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden, wenn die Zahl der in den einzelnen Unterrichtsfächern zur Verfügung stehenden freien Ausbildungsplätze die Einhaltung des § 2 Abs. 1 nicht zuläßt.  2. Kapitel Juristischer Vorbereitungsdienst § 9 (1) In den Vorbereitungsdienst nach § 5 b des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713), in der jeweils geltenden Fassung werden ab dem Jahre 1991 in jedem Jahr insgesamt bis zu 50 Bewerber aufgenommen. Ist zu erwarten, daß für den Ausbildungsbedarf nach Satz 1 die personellen und sachlichen Kapazitäten der Ausbildungsstätten nicht ausreichen werden, so stellt der Senator für Justiz und Verfassung die Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze fest. (2) Im Jahre 1990 werden einmalig zum 1. Juli 25 Bewerber aufgenommen.   
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3. Kapitel Schlußvorschriften § 10 Der jeweils fachlich zuständige Senator wird ermächtigt, durch Rechtsverordnungen zu regeln: 1. das Verfahren zur Bestimmung der Ausbildungskapazität, 2. die Festlegung der Zulassungszahlen gemäß § 6 Abs. 1 und § 9 Satz 2, 3. Einzelheiten der Auswahlkriterien und des Vergabeverfahrens (§ 2) § 11 Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Bremen, den 21. Februar 1977 xxx Der Senat  
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nahme in den 
Vorbereitungs

dienst erfüllen
 

und eine Prom
otion in der Fa

chdidaktik ode
r in Begründung: E

s besteht ein ü
bergeordnetes

 öf-
fentliches Inte

resse daran, ge
rade in einer Z

eit des 
Lehrermangels

 und der dadur
ch bedingten d

eutli-
chen Anzahl de

r Seiteneinstie
gsmöglichkeite

n für 
Fachwissensch

aftler/innen in
s Lehramt nun

 
ebenso Lehrkr

äfte für Schule
n auszubilden,

 die 
eine besonder

e Lehramtsexp
ertise in Bildun

gswis-
senschaften un

d in der Fachdi
daktik mitbring

en. 
Auf diese Weis

e soll in dem Z
usammenspiel

 aus 



Gesetz zur Reg
elung der Zula

ssungsbeschrä
nkung zum Vo

rbereitungsdie
nst im Lande B

remen  
(Vorbereitung

sdienst-Zulass
ungsgesetz) VD

ZG 
vom: 21.2.197

7; 
in der Fassung

 vom: 2.8.2016
  

Neufassung
 Änderung 

Begründung
 

 

Synopse VDZG
 2017        Seite

 6 
 

den Bildungsw
issenschaften 

nachweislich a
n-

streben oder a
bgeschlossen h

aben. Als Nach
-

weis gilt die pr
omotionsbezo

gene Betreuun
gs-

zusage durch e
ine Hochschull

ehrerin oder e
i-

nen Hochschu
llehrer oder di

e Promotionsu
r-

kunde. Innerha
lb der Quote fü

r die Promotio
n 

erfolgt die Aus
wahl für die Ve

rgabe der ver-
bleibenden Au

sbildungsplätz
e nach den Ab

sät-
zen 1 bis 4.  

ursprünglich le
hramtsferner F

achwissenscha
ft 

(Seiteneinsteig
er/innen) und 

lehramtsbezog
ener 

exzellenter Exp
ertise in Fachd

idaktik und in B
il-

dungswissensc
haften an den 

Schulen ein sic
h er-

gänzender Per
sonalmix errei

cht werden. Di
es ist 

für die Unterri
chtung der Bre

mer Schüler/in
nen 

gerade in der Z
eit schlechter S

tudienergebni
sse 

hinsichtlich de
r erbrachten Le

rnleistungen v
on 

großem Intere
sse. 

 
Besonderer Te

il 1. Kapitel  
Vorbereitungs

dienst für das 
Lehramt an öf

fentlichen Sch
ulen im Lande

 Bremen 
§ 3 

§ 3 
§ 3 

Bei der Ermittl
ung der für Be

werber um Au
fnahme 

in den Vorbere
itungsdienst fü

r das Lehramt 
an öf-

fentlichen Sch
ulen nach dem

 Bremischen Le
hrer-

ausbildungsge
setz vom 16. M

ai 2006 (Brem.
GBl. S. 

259) zur Verfü
gung stehende

n Ausbildungsp
lätze 

werden neben
 den im Haush

altsplan ausge
wiese-

nen Stellen un
d Mitteln zugru

nde gelegt: 
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 1. Der Raum- 

und Personalst
and am Landes

in-
stitut für Schul

e; die Teilnehm
erzahl der 

Fachgruppen m
it bildungswiss

enschaftlicher
 

und fachdidak
tischer Aufgab

enstellung (§ 3
 

Abs. 3 des Bre
mischen Lehre

rausbildungsge
-

setzes) beim L
andesinstitut f

ür Schule ist 
nach pädagogi

schen Grundsä
tzen festzule-

gen; in jedem 
Fall ist die Arbe

itsfähigkeit de
r 

Fachgruppen i
m Sinne der Au

fgabenstellung
 

des Vorbereitu
ngsdienstes (§

 6 Abs. 3 des 
Bremischen Le

hrerausbildung
sgesetzes) si-

cherzustellen, 
so daß eine sa

chgerechte Au
s-

bildung gewäh
rleistet werden

 kann; dabei 
ist auch die Mö

glichkeit, vorüb
ergehend 

Ausbildungsbe
auftragte einzu

setzen, im 
Rahmen der vo

rhandenen Ha
ushaltsmittel 

auszuschöpfen
; 

2. die Gegebe
nheiten der ein

zelnen Schulen
; 

dabei ist einer
seits die eigen

verantwortlich
e 

Planung und D
urchführung se

lbständiger 
Unterrichtstät

igkeit an Schul
en in den ge-

wählten Unter
richtsfächern d

urch den Refe-
rendar zu gew

ährleisten; and
ererseits darf 

nicht mehr als
 fünfzehn vom

 Hundert des a
n 

einer Schule im
 jeweiligen Fac

h insge -samt 
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 zu erteilenden

 Unterrichts vo
n nicht vollaus

-
gebildeten Leh

rkräften erteilt
 werden; bei 

diesem Anteil 
sind die Ausbil

dungsplätze zu
 

berücksichtige
n, die gemäß §

 5 Abs. 1 des 
Bremischen Le

hrerausbildung
sgesetzes den 

Studierenden f
ür die Durchfü

hrung ihrer 
Praktika zur Ve

rfügung gestel
lt werden müs

-
sen. 

§ 4 
§ 4 

§ 4 
(1) Bei der Ber

echnung der K
apazitäten am

 Lan-
desinstitut für

 Schule gemäß
 § 3 Nr. 1 ist de

r 
für die Ausbild

ung im Vorber
eitungsdienst f

ür 
das Lehramt a

n öffentlichen 
Schulen erford

erli-
che Umfang de

r Ausbildung zu
grunde zu lege

n. 
Dabei ist siche

rzustellen, daß
 jeder Referen

dar 
unabhängig vo

n seiner Fäche
rkombination 

eine 
gleichwertige A

usbildung erhä
lt. 

 
 

(2) Im Rahmen
 der personelle

n Gegebenheit
en ist 

die Zahl der am
 Landesinstitut

 für Schule täti
-

gen Ausbilder 
und die Art ihr

es Ausbildungs
auf-

trages zugrund
e zu legen. 

 
 



Gesetz zur Reg
elung der Zula

ssungsbeschrä
nkung zum Vo

rbereitungsdie
nst im Lande B

remen  
(Vorbereitung

sdienst-Zulass
ungsgesetz) VD

ZG 
vom: 21.2.197

7; 
in der Fassung

 vom: 2.8.2016
  

Neufassung
 Änderung 

Begründung
 

 

Synopse VDZG
 2017        Seite

 9 
 

§ 5 
§ 5 

§ 5 
Die Daten zur 

Berechnung de
r Kapazitäten d

er ein-
zelnen Schulen

 gemäß § 3 Nr.
 2 haben die Sc

hulen 
auf Anforderun

g zur Verfügun
g zu stellen. 

 
 

§ 6 
§ 6 

§ 6 
(1) Aufgrund d

er Kapazitäten
 am Landesinst

itut für 
Schule und an

 den Schulen 
wird unter Be

ach-
tung der im Ha

ushaltsplan au
sgewiesenen M

it-
tel zu jedem E

instellungsterm
in die Zahl der

 in 
den einzelnen

 Unterrichtsfä
chern zur Ve

rfü-
gung stehende

n Ausbildungsp
lätze festgeste

llt, 
wenn zu erwar

ten ist, daß die
 Zahl der Bewe

rber 
die Zahl der z

ur Verfügung 
stehenden Au

sbil-
dungsplätze üb

ersteigen wird
. 
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 (2) Diese Fests

tellung der vor
handenen Aus

bil-
dungsplätze ha

t jeweils drei M
onate vor dem

 in 
Frage kommen

den Einstellun
gstermin vorzu

lie-
gen. 

 
 

§ 7 
§ 7 

§ 7 
Sofern die Sen

atorin für Kind
er und Bildung

 ge-
mäß § 9 des Br

emischen Lehr
erausbildungsg

e -set-
zes einen Hoch

schulabschluß 
als gleichwerti

g an-
erkennt, bestim

mt er gleichzei
tig auch die Be

wer-
tung dieses Ho

chschulabschlu
sses des Bewe

rbers 
im Vergleich zu

 dem bremisch
en Bewerber a

uf-
grund der im A

bschlußzeugni
s niedergelegt

en Be-
wertungen. 

 
 

§ 8 
§ 8 

§ 8 
(1) Es können 

nur die Bewerb
er in den Vorb

erei-
tungsdienst au

fgenommen w
erden, für die 

in 
allen Unterrich

tsfächern freie
 Ausbildungs-

plätze zur Verf
ügung stehen.
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 (2) Von § 2 Ab

s. 1 kann in be
gründeten Aus

nah-
mefällen abge

wichen werden
, wenn die Zah

l 
der in den einz

elnen Unterric
htsfächern zur

 
Verfügung steh

enden freien A
usbildungsplät

ze 
die Einhaltung

 des § 2 Abs. 1
 nicht zuläßt. 

 
 

2. Kapitel Juristischer Vo
rbereitungsdie

nst 
§ 9 

§ 9 
§ 9 

(1) In den Vorb
ereitungsdiens

t nach § 5 b de
s 

Deutschen Ric
htergesetzes in

 der Fassung d
er 

Bekanntmachu
ng vom 19. Ap

ril 1972 (BGBl.
 I S. 

713), in der jew
eils geltenden 

Fassung werde
n 

ab dem Jahre 1
991 in jedem J

ahr insgesamt 
bis 

zu 50 Bewerbe
r aufgenomme

n. Ist zu erwar
-

ten, daß für de
n Ausbildungsb

edarf nach Sat
z 1 

die personelle
n und sachlich

en Kapazitäten
 der 

Ausbildungsstä
tten nicht ausr

eichen werden
, 

so stellt der Se
nator für Justiz

 und Verfassun
g 

die Zahl der zu
r Verfügung st

ehenden Ausb
il-

dungsplätze fe
st. 

 
 

(2) Im Jahre 19
90 werden ein

malig zum 1. Ju
li 25 

Bewerber aufg
enommen. 
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3. Kapitel Schlußvorschr
iften 

§ 10 
§ 10 

§ 10 
Der jeweils fac

hlich zuständig
e Senator wird

 er-
mächtigt, durc

h Rechtsverord
nungen zu reg

eln: 
1. das Verfahr

en zur Bestimm
ung der Ausbil

-
dungskapazitä

t, 
2. die Festlegu

ng der Zulassu
ngszahlen ge-

mäß § 6 Abs. 1
 und § 9 Satz 2

, 
3. Einzelheite

n der Auswahl
kriterien und d

es 
Vergabeverfah

rens (§ 2) 
 

 
 

§ 11 
§ 11 

§ 11 
Dieses Gesetz 

tritt am Tage n
ach seiner Ver

kün-
dung in Kraft. 

 
 

Bremen, den 2
1. Februar 197

7  
Bremen, den 2

1. Februar 197
7xxx 

 
 

  



  Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Zulassungsbeschränkung zum Vorbereitungsdienst im Lande Bremen (Vorbereitungsdienst-Zulassungsgesetz)  Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz: Artikel 1 Das Vorbereitungsdienst-Zulassungsgesetz vom 21. Februar 1977 (Brem.GBl. S. 111 – 2040-i-2), zuletzt geändert durch Geschäftsverteilung des Senats vom 2. 08.2016 (Brem.GBl. S. 434), wird wie folgt geändert: In § 2 wird Absatz 6 neu angefügt: „(6) Für eine Ausbildung im Vorbereitungsdienst für Lehrämter im Rahmen der Dualen Promotion können pro Kalenderjahr bis zu zwei vom Hundert der Ausbildungsplätze gesondert vergeben werden. Auf diese Ausbildungsplätze werden auch Bewerberinnen und Bewerber angerechnet, die die Voraussetzung für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst erfüllen und eine Promotion in der Fachdidaktik oder in den Bildungswissenschaften nachweislich anstreben oder abgeschlossen haben. Als Nachweis gilt die promotionsbezogene Betreuungszusage durch eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer oder die Promotionsurkunde. Innerhalb der Quote für die Promotion erfolgt die Auswahl für die Vergabe der verbleibenden Ausbildungsplätze nach den Absätzen 1 bis 4.“ Artikel 2 Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


